
Gegen  die  Aufweichung  des
Klimaschutzgesetzes! Gegen die
Angriffe der Ampel!
Eigentlich ist die Ampel- und selbsternannte Fortschrittskoalition mit hohen
Zielen gestartet: Alles soll sozialer, freier und vor allem ökologischer werden.
Der kapitalistische Krisenbetrieb und die inneren Widersprüche der Koalition
haben diese Versprechungen eine nach der anderen aufgefressen. Anstatt 
die notwendigen Schritte im Klimaschutz zu gehen, wurde nun der nächste
Verrat  durch  das  Kabinett  beschlossen:  Das  Klimaschutzgesetz  soll  nun
aufgeweicht  werden  und  damit  hinter  dem zurückfallen,  was  die  Große
Koalition  unter  Merkel  2021  beschlossen  hat.  Richtigerweise  läuft  die
Klimabewegung dagegen Sturm und ist vor allem von den Grünen schwer
enttäuscht.

Doch wie  kommt die  Ampel-Koalition  auf  diese  Idee?  Welche  Interessen
stehen da dahinter? Und wie können wir als Klimabewegung das effektiv
verhindern?

Zum Klimaschutzgesetz selbst

Das erste Bundes-Klimaschutzgesetz wurde im Fridays-For-Future-Jahr 2019
beschlossen.  Grundsätzlich  ist  die  Idee,  die  Vorgaben  vom  Pariser
Klimaabkommen umzusetzen, die jedem unterschreibenden Staat eine Menge
CO2  zuschreibt,  um  noch  das  1,5°-Ziel  zu  erreichen.  Dabei  kriegen  in
Deutschland einzelne Sektoren konkrete jährliche Emissionsmengen, die sie
einzuhalten  haben.  Falls  diese  nicht  eingehalten  werden,  haben  die
Minister_Innen dieser Sektoren ein Sofortprogramm vorzulegen, wie diese
Verfehlung ausgeglichen werden soll.  Dabei  gibt es 6 Sektoren: Energie,
Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft und Abfall.

Direkt zur Einführung gab es dabei viel Kritik von der Umweltbewegung,
denn  die  konkreten  Vorgaben  waren  deutlich  zu  lasch  und  haben  viel
Emissionsminderung  auf  nach  2030  verschoben.  Das  hat  auch  das
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Bundesverfassungsgericht  2021  beschlossen  auf  Grundlage  des  Rechts
zukünftiger  Generationen,  nicht  wegen heutigen Nachlässigkeiten heftige
Einschränkungen in Lebensqualität und Freiheit zu erleiden. Wenige Wochen
später wurde das Gesetz also etwas nachgeschärft.

Seitdem haben immer wieder die Sektoren Gebäude und Verkehr die viel zu
laschen  Ziele  verfehlt.  Die  vorgelegten  Sofortprogramme  wurden  vom
eingesetzten Expert_Innenrat als zu schwach analysiert und auch dann nicht
umgesetzt. „Na gut“, könnte man jetzt denken, „dann muss doch das Gesetz
noch weiter verschärft werden? Oder der Klimakanzler Scholz persönlich ein
Machtwort sprechen?“. Weit gefehlt.  Die Antwort der Ampel ist es,  dann
einfach das Gesetz wieder zu lockern: Die Sektorenziele sollen abgeschafft
werden und stattdessen nur noch der allgemeine CO2-Ausstoß wirklich klar
überprüft  werden.  Dadurch  können  sich  die  Sektoren  gegenseitig
ausgleichen, wobei man davon ausgehen kann, dass das eher dazu führen
wird,  dass  der  insgesamte  Ausstoß  dadurch  ausgeschöpft  wird  und  die
Emissionen höher bleiben, als sie müssten. Außerdem fällt auch die Pflicht
von Sofortprogrammen weg und man geht eher von vagen Vermutungen zur
zukünftigen  Einsparung  aus  als  die  vergangenen  konkreten  Ausstöße  zu
betrachten.

Was steht dahinter?

Bundesklimaminister  Robert  Habeck,  der die Gesetzesänderung vorgelegt
hat, legitimiert das damit, dass sich ja an das Gesetz eh „keine Sau“ gehalten
hat und in manchen Sektoren der Wandel  nun mal langsamer sei  als  in
anderen.  Besonders  freuen  dürfte  sich  Volker  Wissing.  Als  FDP-
Verkehrsminister  hat  er  sich  gegen  jegliche  Einschränkungen  oder
Steuererhöhungen geweigert und redet ständig von „Technologieoffenheit“,
also dass Wasserstoff- und E-Autos nun mal etwas bräuchten, bis sie sich
wirklich durchsetzen und man sonst ja nichts machen könnte.  Deswegen
bräuchte  der  Verkehrssektor  nur  mehr  Zeit.  Doch das  ist  glatt  gelogen:
Tempolimit,  sofortiger  Autobahnbaustopp  und  ein  dauerhaft  kostenloser
öffentlicher Nah- und Fernverkehr könnten auf der Stelle eingeführt werden.

Dazu  kommt  noch  ein  anderer  Hintergrund:  Die  Debatten  rund  um das



Gebäudeenergiegesetz, auch genannt Heizungsgesetz. Denn man kann dieses
verstehen  als  ein  Programm  zur  Senkung  von  CO2-Ausstoß  im
Gebäudesektor. An sich geht die Initiative in Ordnung, dass Gebäude bei
Neubau oder Sanierungen ordentlich gedämmt werden und die Wärme nicht
auf fossilen Energien beruht. Das große Problem ist hier die Finanzierung,
denn unabhängig vom sozialen Hintergrund werden alle gleich unterstützt.
Jedoch: Die Rechten und vor Allem die Regierungspartei FDP wollten das
gesamte Gesetz  verhindern und haben Panik verbreitet,  dass  den armen
Deutschen nun massenhaft die Öl- und Gas-Heizungen aus der Wand gerissen
würden.

Um sich solche Programme in Zukunft  zu sparen und die FDP ruhig zu
stellen, wird nun das Klimaschutzgesetz abgeschwächt. Die FDP hat sich mal
wieder als  Vertreterin  des Kapitals  in  der  Regierung dargestellt  und als
kleinste Kraft ihren Willen bekommen, vor allem weil SPD und Grüne selbst
die Grundrichtung fahren, fortschrittliche Ziele im Zweifel für die Interessen
des deutschen Kapitals zurückzustellen.

Umweltimperialismus

Da kommt noch die Frage auf: Warum sind es gerade die beiden Sektoren
Gebäude und Verkehr, die ständig ihre Ziele verfehlen? Es gibt dabei einen
Zusammenhang  zum  Umweltimperialismus,  also  die  internationale
Arbeitsteilung, in der dreckige und arbeitsintensive Arbeitsschritte in die
Halbkolonien  ausgelagert  werden,  während  die  sauberen  und
hochtechnologischen  Branchen  in  den  imperialistischen  Zentren  bleiben.
Dies hilft auch den Emissionsstatistiken in Deutschland, denn das CO2 wird
dann  in  den  Fabriken  im  Ausland  ausgestoßen  und  kommt  auf  deren
Rechnung, während die Profite bei den deutschen Konzernen landen.

Doch offensichtlich klappt das nicht bei jedem Sektor. Gebäude müssen nun
mal hier gebaut und geheizt werden und der deutsche Verkehr kann auch
nur schwer im Ausland fahren. Dadurch fällt es diesen Sektoren besonders
schwer, durch solche Tricksereien ihre Statistiken aufzupolieren. Wenn das
Klimaschutzgesetz nun so abgeändert wird, kann das umgangen werden.



Was braucht es?

Klar muss uns sein, dass das Klimaschutzgesetz von Anfang an unzureichend
war:  National  begrenzt,  viel  zu  lasch,  keine  wirklich  unmittelbaren
Verpflichtungen  für  die  Ministerien  und  das  alles  bei  Beibehaltung  der
marktwirtschaftlichen  Ordnung.  Selbstverständlich  muss  so  ein  Gesetz
scheitern und es ist erfrischend ehrlich, dass das Habeck auch so zugibt und
damit zeigt, dass der bürgerliche Klimaschutz am Ende seiner Ideen ist.

Statt  einfache  gesetzliche  Rahmenverschiebungen  brauchen  wir  eine
Verschiebung in der Kontrolle der Produktion! Durch Streiks, Enteignung
und  rätedemokratische  Kontrolle  in  den  umweltschädlichen  Betrieben
können wir die notwendigen Schritte unmittelbar umsetzen und auch dafür
sorgen, dass die gleichen Umweltsünden nicht einfach im Ausland begangen
werden und die Arbeiter_Innen und Unterdrückten nicht doch wieder die
sind, die darunter zu leiden haben. Deswegen muss die Umweltbewegung
den  Anschluss  an  die  Arbeiter_Innen,  deren  Gewerkschaften  und
Arbeitskämpfe  suchen  und  offensiv  gegen  die  sozialen  und  ökologischen
Angriffe der Ampel vorgehen!

Wir fordern deshalb:

Verschärfung und nicht Aufweichung des Klimaschutzgesetzes! Die
Regierung muss sich an das Pariser  Klimaabkommen halten oder
abdanken!
Für eine schnelle Energiewende! Weg vom Individualverkehr, rauf
auf die Schiene! Kostenloser ÖPNV für alle!
Enteignung  und  Umbau  der  umweltschädlichen  Industrie  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse!
Kostenlose  Umschulungsprogramme  für  die  Beschäftigten  in
nachhaltigen Technologien!



Ampelkoalition und Abtreibung:
Grünes  Licht  für  die
Selbstbestimmung?
Emilia Sommer (REVOLUTION, Deutschland)

Im Koalitionsvertrag der Ampel (SPD, FDP und Grüne) werden allerhand
Verbesserungen zu Schwangerschaftsabbrüchen versprochen,  die  auf  den
ersten  Blick  gar  nicht  mal  so  schlecht  klingen.  So  wirbt  sie  mit  der
Streichung des Paragrafen 219a StGB, welcher das öffentliche Bereitstellen
von  Infos  zu  diesen  durch  Ärzt_Innen  bisher  kriminalisiert  hatte
(Werbeverbot) , einem Ausbau der Beratungsstellen sowie der Integration
von Schwangerschaftsabbrüchen in die medizinische Aus- und Weiterbildung.
Was  davon in  der  Realität  umgesetzt  wird,  bleibt  abzuwarten.  Feststeht
jedoch, dass all dies noch lange nicht ausreichend ist.

Aktuell  ist  die  Lage  für  Frauen,  die  einen  Schwangerschaftsabbruch
vornehmen  möchten,  im  als  Paradebeispiel  für  legale  Abtreibungen
geltenden Deutschland prekär. Durch den Paragrafen 218 ist ein Abbruch
illegal und bleibt nur dann straffrei,  wenn 1.) die Schwangere den Abort
verlangt und dem/r Arzt/Ärztin durch eine Bescheinigung nach § 219 Abs. 2
Satz 2 nachgewiesen hat, dass sie sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff
hat  beraten  lassen,  2).  der  Schwangerschaftsabbruch  von  einem/r
MedizinerIn vorgenommen wird (der/die nicht die Beratung durchführt) und
3.)  seit  der  Empfängnis  nicht  mehr  als  zwölf  Wochen  vergangen  sind.
Beratungsstellen bilden hierbei eine große Hürde: In vielen Fällen sind sie
nicht  flächendeckend  ausgebaut  und  bieten  vor  allem  keine  objektive
Aufklärung.  Zudem sind  kirchliche  Träger  nicht  dazu  verpflichtet,  einen
Beratungsschein auch tatsächlich auszuhändigen. Erschwerend kommt der
aktuell  noch  geltende  Paragraf  219a  hinzu,  welcher  das  „Werben“  für
Schwangerschaftsabbrüche  untersagt  und  es  Betroffenen  somit  extrem
schwer  macht,  Kliniken  für  Abbrüche  zu  finden.
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Doch  woher  kommen  diese  Paragrafen
eigentlich und wie kann es sein, dass erst die
aktuelle  Koalition  diese,  wenn  auch  nur  in
Teilen, reformiert?
Paragraf 218 wurde im Jahre 1871 in das Strafgesetzbuch aufgenommen und
war  Ergebnis  von  bereits  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  geführten
Diskussionen. Neben der Frage nach Rechten des (ungeborenen) Kindes bzw.
der  Frau  spielten  immer  auch  bevölkerungspolitische  Interessen  eine
entscheidende  Rolle.  Das  ungeborene  Kind  wurde  als  Vorstufe  eines
Menschen gewertet  und dem Staat  eine  Berechtigung zu  dessen Schutz
er te i l t .  Paragra f  219a  wurde  im  März  1933  aufgrund  des
Ermächtigungsgesetzes  ohne  parlamentarische  Beratung  eingeführt  als
Resultat  einer  langen  rechtspolitischen  Debatte  seit  dem  deutschen
Kaiserreich. Er sollte angeblich Frauen vor einer Kommerzialisierung ihrer
Not l age  schü tzen  und  dem  Ents tehen  e ines  Mark tes  fü r
Schwangerschaftsabbrüche  entgegentreten.  Tatsächlich  haben  aber  beide
Paragrafen zum Ziel, das Selbstbestimmungsrecht von weiblichen Körpern
stark  einzuschränken.  Dies  nutzt  in  erster  Linie  der  herrschenden  und
besitzenden Klasse, denn die bürgerliche Familie, also Mutter-Vater-Kind mit
Fokus  auf  Monogamie  und  geschlechtlicher  Arbeitsteilung,  dient  der
sicheren Vererbung von Eigentum. Aber auch auf die Arbeiter_Innenklasse
wirkt sich dies aus. Zwar hat das Proletariat in der Regel nicht sonderlich
viel zu vererben, dennoch haben Kapitalist_Innen ein großes Interesse daran,
dass es weiterhin Arbeitskräfte gibt, die sie ausbeuten können.

Aber wir können nicht davon sprechen, dass die bürgerlichen Staaten eine
demographische  Strategie  der  Bevölkerungszunahme  um  jeden  Preis
verfolgen. So hat z. B. die UNO im Interesse der imperialistischen Staaten
eine  Geburtenkontrollkampagne  in  Ländern  der  sog.  3.  Welt  verfolgt
(S ter i l i sa t ion  von  Frauen) ,  a l so  ganz  das  Gegente i l .  D ie
Bevölkerungszunahme in Europa zur Zeit des frühen Industriekapitalismus
ist mehr auf die Aufhebung der Bindung der Eheschließung an eine eigene
Wirtschaft  in  Dorf  und  Stadt  zurückzuführen  als  auf  ein  geltendes



Abtreibungsverbot.  Sie schuf erst das Eherecht auch für Besitzlose, v.  a.
Proletarier_Innen. Außerdem sorgt die Kapitalakkumulation durch Ersatz von
Arbeitskräften durch Maschinen für eine Reservearmee von Arbeitslosen und
ruiniert den Kleinbesitz. Auch damit schafft sie ein zusätzliches Lohnangebot.
Die Arbeitsmigration ist eine Folge davon. Schließlich geht es dem Kapital
auch  um  die  Mobilisierung  zusätzlicher  Lohnarbeit  durch  weibliche
Arbeitskräfte, insbes. hoch qualifizierter. Das steht im Widerspruch zur Rolle
der  proletarischen  Frau  „nur“  als  Hausfrau  mit  zahlreicher
Nachkommenschaft  am Rockzipfel.  Das  Koalitionspapier  bewegt  sich  mit
seinen Reförmchen innerhalb dieses Widerspruchs. Zu guter Letzt führte die
von der Arbeiter_Innenbewegung erkämpfte gesetzliche Rentenversicherung
dazu, dass auch innerhalb der proletarischen Familie das Interesse an vielen
Nachkommen  zwecks  Altersversorgung  der  „Nachproduktiven“
nebensächlich  geworden  ist.

Also bestehen Verbote wie das der Abtreibung vor allem deshalb, um die auf
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung basierende Unterdrückung der Frau
in  der  Familie  durch  eine  repressive  Sexualmoral,  Geschlechternormen,
Einschränkungen  der  Kontrolle  über  den  eigenen  Körper,  Fixierung  der
weiblichen Sexualität auf das Gebären von Kindern usw. aufrechtzuerhalten.
Reproduktionsarbeit  ist  fürs  Kapital  v.  a.  Privatsache  und  soll  es  auch
bleiben. Kurz gesagt, um die repressive, frauenfeindliche Struktur auch in
der  Arbeiter_Innenklasse  zu  reproduzieren.  Die  vorurteilsbehaftete
Unterteilung  der  Klasse  in  Geschlecht,  Nationalität,  Religion  etc.  hilft
hierbei, sie zu spalten und die verschiedenen Kämpfe damit zu schwächen.

Es gibt einen weiteren Klassenunterschied in der Abtreibungsfrage: Während
es sich Frauen der herrschenden Klasse leisten können, den Eingriff auch in
anderen Ländern durchführen zu lassen, beispielsweise nach Überschreitung
der 12-Wochen-Frist, müssen die Arbeiter_Innen diesen in der Illegalität über
sich ergehen lassen. Auch legal erfolgende Abbrüche erfordern aufgrund des
Mangels  an  Kliniken  und  Praxen  oft  einen  weiten  Anreiseweg,  welcher
sowohl logistischen Aufwand bedeutet als auch eine finanzielle Belastung
darstellt.  Daher  galt  der  Paragraf  218  schon  kurze  Zeit  nach  seiner
Einführung als „Klassenparagraf“, da vor allem Proletarierinnen vom Verbot



der  Abtreibung  betroffen  waren.  Besonders  hart  trifft  die  repressive
Abtreibungsgesetzgebung auch Jugendliche, da diese nicht nur ökonomisch
und sozial abhängig, sondern auch noch rechtlich benachteiligt sind.

Warum diese Problematik erst mit der neuen Ampelkoalition angegangen
wird, lässt sich am ehesten mit der WählerInnenschaft der beiden Parteien
FDP  und  Grüne  beantworten.  Beide  haben  einen  starken  Zuspruch  im
akademischen  Milieu.  Diese  Frauen  gilt  es,  weiterhin  stärker  in  den
Produktionsprozess einzubinden und ein Rollback zurück in die 1950er Jahre
zu verhindern. Dies könnte schließlich wichtige WählerInnenstimmen kosten.

Und wie wirkt sich die aktuelle Situation für
Schwangerschaftsabbrüche  in  Deutschland
aus?
Im Jahre 2020 fanden in Deutschland 99. 948 statt, 96,2 % davon mit der
Beratungsregelung, d. h. nicht durch medizinische (gefährdete Gesundheit
der austragenden Person) oder kriminologische Indikation (Schwangerschaft
beruht  medizinisch feststellbar  auf  einem Sexualdelikt).  Es  ist  nicht  klar
herauszufinden,  wie  viele  Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  es
aktuell in Deutschland gibt, allerdings ist von ca. 1.600 auszugehen. Dabei
beschäftigen sich diese nicht ausschließlich mit der Konfliktberatung. Sie
bildet nur einen Teilbereich von Verbänden wie Pro Familia. Ebenso ist ein
beachtlicher Anteil konfessionsgebunden. Ähnlich verhält es sich mit Kliniken
und Ärzt_Innen, welche Abtreibungen durchführen. In der offiziellen Liste
der Bundesärztekammer sind aktuell 360 Praxen und Kliniken zu finden. Die
Aufnahme in diese Liste ist freiwillig und man kann davon ausgehen, dass
viele dies bewusst nicht tun, da noch immer eine ernstzunehmende Gefahr
von  Abtreibungsgegner_Innen  ausgeht.  Im  Medizinstudium  wird  das
Verfahren eines Schwangerschaftsabbruchs kaum bis gar nicht behandelt.
Studierende müssen sich nötiges Wissen durch zusätzliche Seminare und
Workshops selbst erarbeiten.

Schauen  wir  uns  die  Zahlen  nun  an,  so  fällt  sehr  schnell  ein  massiver
Notstand auf. Zu wenige Beratungsstellen und Abbruchsmöglichkeiten sowie



mangelnde  Informationen  erschweren  Betroffenen  die  ohnehin
nervenzerrende Prozedur noch weiter. Hinzu kommt, dass bislang die Kosten
von  selbstbestimmten  Abbrüchen  nur  in  selten  Fällen  teils  oder  ganz
übernommen werden.

Zwar verspricht die Ampel wichtige Verbesserungen wie zum Beispiel einen
flächendeckenden Ausbau von Beratungsstellen und Kliniken, dass Abbrüche
Teil  von  ärztlicher  Fort-  und  Weiterbildung  werden  sollen  und  diese
kostenfrei möglich sein müssen, sie verrät jedoch nicht, wann und in welcher
Form  das  passiert.  Dies  soll  sich  wohl  in  einer  „Kommission  zur
reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin“ entscheiden,
welche bislang allerdings keine konkreteren Formalien hat. Der Paragraf 219
a  soll  zwar  abgeschafft  werden,  von  Paragraf  218  jedoch,  welcher
Abtreibungen  eigentlich  kriminalisiert,  ist  keine  Rede.

Der  Kampf  für  das  Selbstbest immungsrecht  und  gegen  das
Abtreibungsverbot ist also noch lange nicht gewonnen. Gerade jetzt ist es
umso  wichtiger,  dass  wir  als  Arbeiter_Innen  und  Schüler_Innen  selbst
Strukturen  schaffen,  die  über  die  Zusammenhänge  zwischen
Abtreibungsverboten und dem kapitalistischen System aufklären und dafür
kämpfen, dass auch für Arbeiter_Innen und ärmere Menschen Verhütung und
Schwangerschaftsabbruch  auf  Verlangen  kostenlos  und  ohne
Zwangsberatung zugänglich sind. Dafür ist es wichtig, durch den Aufbau von
basisoppositionellen Strukturen innerhalb der Gewerkschaften Druck auf die
Gewerkschaftsbürokratie aufzubauen. Wir müssen uns auch innerhalb der
Schule oder Uni  organisieren und gemeinsam auf  die  Straße gehen,  um
g e g e n  d e n  K a p i t a l i s m u s  u n d  d i e  d a r a u f  f u ß e n d e n
Unterdrückungsmechanismen  zu  protestieren.

Daher fordern wir:

Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen
Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung aller Abtreibungsparagrafen sowie der Beratungspflicht
ohne Altersbegrenzung!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und



Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!

3 Dinge, die du sofort gegen den
Krieg tun kannst!
Vor gerade einmal einer Woche hat der russische Präsident Wladimir Putin
der Ukraine ihre Souveränität abgesprochen und ihr den Krieg erklärt. Kurze
Zeit später rollten russische Panzer über die Grenzen der Ukraine, auf dem
Weg in die größten ukrainischen Städte. Mehrere Tausend Menschen haben
bereits  in  diesem  Krieg  ihr  Leben  verloren.  Der  Schrecken  über  diese
grausamen  Geschehnisse  ist  groß.  Besonders  bei  den  Menschen  in  der
Ukraine, von denen sich bereits weit über eine Millionen Menschen auf der
Flucht befinden. Aber auch in Russland haben in den vergangenen Tagen
mehrere tausend Menschen trotz  brutaler  Bullengewalt  gegen den Krieg
protestiert. Und auch hierzulande werden Baerbock, Scholz und Lindner, die
führenden  Köpfe  der  in  Deutschland  regierenden  Ampel-Koalition,  nicht
müde zu betonen, wie tief betroffen sie das alles macht. Komisch nur, dass es
diese  selbsterklärten  Verteidiger_innen der  Menschenrechte,  der  Freiheit
und der Selbstbestimmung nicht gejuckt hat, dass Geflüchtete vor den Toren
Europas im Mittelmeer ertrinken oder  in  den griechischen Lagern unter
unmenschlichen  Bedingungen  eingesperrt  werden.  Komisch  nur,  dass
gleichzeitig der widerwärtige Angriffskrieg der Türkei auf die kurdischen
Autonomiegebiete  in  Nordsyrien  (Rojava)  von  deutschen  Politiker_innen
gebilligt  und  mit  deutschen  Waffen  geführt  wird.  Für  uns  sind  die
Krokodilstränen der Ampel-Koalition nur Heuchelei, denn denen geht es nicht
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um Menschenrechte, sondern um die Profite deutscher Monopolkonzerne.
Dabei ist von der anfangs skeptischen Haltung, den Konflikt nicht weiter
eskalieren  lassen  zu  wollen,  nichts  mehr  übriggeblieben.  Bereits  jetzt
schießen  die  Aktienkurse  der  deutschen  Rüstungsindustrie  in  die  Höhe,
während uns gesagt wird, dass wir höhere Heizkosten akzeptieren sollen –
„für den Frieden“ natürlich. Unter dem Deckmantel „Für den Frieden in der
Ukraine“ versucht die Regierung nun Maßnahmen durchzudrücken, für die
es sonst massive Gegenwehr gegeben hätte und die uns die Kosten für ihren
Krieg zahlen lassen sollen. 100 000 000 000€ will Scholz zusätzlich für die
deutsche Armee locker machen, gleichzeitig hat beispielsweise die Berliner
Regierung bereits  angekündigt,  den Verfügungsfonds für Schulen von 28
000€  auf  3000€  zu  kürzen.  Das  ohnehin  viel  zu  späte  Datum  für  den
Kohleausstieg wird wieder in Frage gestellt, um weitere Sanktionen gegen
Russland einleiten zu können.

Aber  zum  Glück  gibt  es  hier  ja  nicht  nur  Annalenas  und  Olafs.  Am
Wochenende gab es in vielen deutschen Städten riesige Demos gegen den
Krieg. In Berlin beteiligten sich sogar mehrere hunderttausend Menschen.
Wir alle verfolgen im Stundentakt auf unseren Handys die Geschehnisse in
der Ukraine und sind in Sorge um die unschuldigen Betroffenen, um ihre
Familien und über den ungewissen Ausgang dieses Konflikts. Viele von uns
haben deshalb das Gefühl etwas unternehmen zu müssen. Der Krieg soll
gestoppt werden, so schnell wie möglich! Viele fühlen sich jedoch machtlos,
die  Ukraine  ist  weit  weg  und  was  sollen  wir  denn  schon  gegen  die
Atommacht Russland ausrichten können. Aus diesem Grund setzen viele ihre
Hoffnungen  auf  die  NATO,  die  ihrer  „Verantwortung  für  Frieden  und
Sicherheit  in  Europa“  gerecht  werden  müsse.  Viele  finden  auch,  dass
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  eine  gute  Idee  sind,  damit  diese  sich
besser gegen die russische Invasion verteidigen könne.

Auch wenn der Wunsch, den Krieg schnell zu beenden der richtige ist, sind
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  und eine  militärische  Intervention  der
NATO der absolut falsche Weg dafür. Was für ein Trümmerfeld ein NATO-
Einsatz  hinterlässt,  haben  wir  zuletzt  in  Afghanistan  gesehen.  Auch
Wirtschaftssanktionen  sind  kein  vermeintlich  „humaneres  Mittel“  der



Kriegsführung. Während Putin und seine Clique bequem in ihren Luxusvillen
sitzen, treffen Sanktionen immer die normale Bevölkerung, und insbesondere
die Armen. Schon jetzt hat die russische Bevölkerung mit einer massiven
Inflation zu kämpfen. Bei dem Krieg in der Ukraine handelt es sich um eine
militärische Auseinandersetzung zwischen verschiedenen imperialistischen
Mächten, wobei Russland auf der einen und die EU und die USA auf der
anderen Seite stehen. Keiner der beiden Seiten geht um die Interessen der
Bevölkerung  in  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  tragen  sie  ihren  Kampf  um
Einflusssphären, Militärbasen, Rohstoffe, Macht und Absatzsphären auf dem
Rücken  der  ukrainischen  Bevölkerung  aus.  Wer  für  Unabhängigkeit  und
Selbstbestimmung in der Ukraine eintritt, darf sich auch nicht auf die Seite
ihres kapitalistischen Präsidenten Selensky, die Seite Deutschlands oder der
NATO stellen. Allesamt sind nur scharf darauf, ihre multinationalen Konzerne
auf  den  ukrainischen  Markt  loszulassen  und  Russland  als  lästigen
Konkurrenten im imperialistischen Game auszuschalten. Sorry, mit EU-Pulli,
NATO-Fahne und Deutschlandschal auf die Anti-Kriegsdemo zu gehen ist also
nicht cool.

Die Arbeiter_innen und Jugendlichen in der Ukraine haben nichts davon, ob
sie nun von russischen oder westlichen Konzernen ausgebeutet werden. Auch
haben  sie  nichts  davon,  wenn  irgendwelche  Ländergrenzen  verschoben
werden. Wer den Krieg in der Ukraine beenden will, muss eine dritte Position
einnehmen, nicht an der Seite der NATO und nicht an der Seite Putins,
sondern an der Seite der Arbeiter_innen und Jugendlichen! Der russische
Einmarsch kann nur gestoppt werden, wenn die ukrainischen Soldaten mit
Selensky und der NATO brechen und ihren Widerstand gemeinsam mit der
ukrainischen Arbeiter_innenklasse durch Selbstverteidigungsorgane und die
Enteignung  der  Industrien  und  Lebensmittelkonzerne  organisieren.  Die
russischen  Arbeiter_innen  müssen  ihnen  die  Hand  reichen  und  ihre
Antikriegsproteste  zu  einer  Bewegung  zum  Sturz  von  Putin  und  seiner
Oligarchen-Clique  ausweiten.  Wenn  die  Soldat_innen  sich  weigern  zu
schießen, die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren
oder die Industriearbeiter_innen die Waffenproduktion bestreiken, ist so ein
Krieg  auch  ganz  schnell  vorbei.  Die  Gewerkschaften  spielen  für  die
Organisation  dessen  hier  aber  auch  in  Russland  und  der  Ukraine  eine



zentrale Rolle.

Klingt nett aber unrealistisch? Unrealistisch bleibt wirklicher Frieden nur,
wenn niemand anfängt gegen den Krieg aufzustehen. Wenn du jetzt sofort
etwas gegen den Krieg tun möchtest, haben wir hier 3 Vorschläge für dich:

Tritt mit Leuten in Diskussion!1.

Ein erster wichtiger Schritt ist es, mit Leuten in Diskussion zu treten. Wir
alle haben Angst um den ungewissen Ausgang des Konflikts. Sprechen hilft
dagegen, denn heruntergeschluckte Angst wird nur noch größer. Außerdem
kannst du durch Diskussionen mit Mitschüler_innen, Lehrer_innen, Friends
und Verwandten aufzeigen, dass wir uns auf keine Seite der imperialistischen
Mächte schlagen dürfen, sondern für die Unabhängigkeit der Arbeiter_innen
und der Jugend eintreten müssen. Auch Spendenaktionen oder die Aufnahme
von Geflüchteten aus der Ukraine sind wichtige Akte der Solidarität.  Die
Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn sie diese gesamte Arbeit auf
die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung eines durch Corona sowieso
leerstehenden Luxushotels kann ganz schnell viel mehr Platz für Geflüchtete
geschaffen  werden  als  wir  Menschen  in  unseren  Privatwohnungen
aufnehmen können. Außerdem fragen wir uns, warum 100 Milliarden Euro
für die Bundeswehr da sind aber nicht für Handtücher.

Gründe ein Anti-Kriegs-Aktionskomitee an deiner Schule!2.

Immer sagen sie uns, die Schule sei ein unpolitischer „neutraler“ Ort. Dabei
ist der Krieg in der Ukraine Thema für uns alle. Ein großer Teil von uns hat
vielleicht sogar Verwandte auf der einen oder anderen Seite der Frontlinie.
Die Lehrer_innen weichen der Diskussion aus, weil sie selbst keine Ahnung
haben oder fragen in rassistischer Manier die Schülerin mit dem russischen
Migrationshintergrund, wie ihre Familie nur so dumm sein konnte, auf diesen
Diktator Putin reinzufallen. Die Schule ist der Ort, wo wir den Großteil der
Zeit  unseres Alltages verbringen müssen.  Das nervt,  aber birgt auch die
Chance, hier viele Leute erreichen und Druck auf die Regierung ausüben zu
können.  Anstatt  uns  nur  auf  Demos  und  in  der  linken  Szene  unter
Gleichgesinnten  zu  bewegen,  müssen  wir  unsere  Ideale  auch  an  die
herantragen, die davon sonst nichts mitbekommen. Für eine Schule gegen



Krieg einzustehen bedeutet zum Beispiel zu verhindern, dass die Bundeswehr
an  die  Schule  kommt,  um uns  zu  erzählen,  wie  toll  man  dort  Medizin
studieren  kann.  Banner  gegen  den  Krieg  aufzuhängen,  oder  im
Geschichtsunterricht einzufordern, dass sich auch mal mit der NATO kritisch
auseinandergesetzt  wird.  Dafür  müssen  wir  uns  organisieren  und  Anti-
Kriegs-Komitees  gründen.  Als  organisierte  Gruppe  können  wir  besser
Aktionen planen und durchführen, uns gegenseitig den Rücken stärken und
auch die Gremien der Schüler_innenvertretung unter Druck setzen, etwas zu
machen. Gibt es erst einmal mehrere Komitees an verschiedenen Schulen,
eröffnet sich auch die Perspektive des Schulstreiks. Denn wenn die Schulen
zu sind,  weil  wir gegen den Krieg auf die Straße gehen, muss man uns
automatisch zuhören!

Hilf uns beim Aufbau einer Antikriegsbewegung!3.

Gemeinsam müssen wir auf den großen bürgerlichen Antikriegsdemos einen
Pol darstellen, in dem sich antikapitalistische Menschen sammeln können
und um die Deutungshoheit in den Protesten kämpfen. Für Unabhängigkeit
statt Waffenlieferungen, Aufrüstung und Krieg! In allen Städten braucht es
große  und  kämpferische  antikapitalistische  Blöcke  statt  EU-Pullis.  Große
linke Jugendorganisationen wie die Linksjungend solid, die Jusos oder die
Jugendgewerkschaften müssen wir überzeugen, sich uns anzuschließen und
sich klar gegen den Krieg zu positionieren. FFF hat bereits größere Demos
gegen den Ukraine-Krieg organisiert. Wir müssen auf sie zugehen und sie
von  unserer  Position  überzeugen  und  den  Einfluss  der  Grünen  und  der
Grünen  Jugend,  die  sich  für  eine  Eskalation  des  Krieges  aussprechen,
zurückdrängen.  Lasst  uns  einstehen  für  eine  kämpferische
Antikriegsbewegung und für eine unabhängige Position der Arbeiter_innen
und der Jugend. Für eine Jugend gegen Krieg!


